
g/v/H/Syzygy AG Satzung 01.06.2021 
 

SYZYGY AG 
 
 

Satzung 
 
 

 
§ 1 

Firma und Sitz 
 
(1) Die Aktiengesellschaft führt die Firma: 
 

Syzygy AG. 
 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Bad Homburg. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, die Verwaltung und die Veräußerung von 
Vermögenswerten jeglicher Art im eigenen Namen und für eigene Rechnung, insbesondere 
von Beteiligungen an anderen Unternehmen sowie die Verwaltung eigenen Vermögens und 
die Vornahme aller zur Erreichung und Förderung dieser Zwecke dienlichen Geschäfte. Aus-
genommen sind Bankgeschäfte im Sinne des § 1 des Gesetzes über das Kreditwesen sowie 
alle sonstigen Tätigkeiten, die einer behördlichen oder gerichtlichen Erlaubnis bedürfen. 
 
 

§ 3 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. 
 
(2) Die Gesellschaft ist im Rahmen des rechtlich Zulässigen berechtigt, Informationen an 

die Inhaber zugelassener Wertpapiere im Wege der Datenfernübertragung zu übermit-
teln.  

 
 

§ 4 
Grundkapital und Aktien 

 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 13.500.026,00 (in Worten: Euro Dreizehn 

Millionen fünfhunderttausendsechsundzwanzig). Es ist eingeteilt in 13.500.026 Stück-
aktien (Aktien ohne Nennbetrag). 

 
(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden über 

mehrere Aktien auszustellen (Sammelurkunden). Der Anspruch der Aktionäre auf Ver-
briefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen. 

 



- 2 - 

(3) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend von 
§ 60 Abs. 3 AktG festgesetzt werden. 

 
(4) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 27. Mai 2026 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber 
lautender Stückaktien einmal oder mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens 
EUR 6.750.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2021). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen,  

 
– um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen, oder 

 
– wenn der auf die neuen Aktien entfallende anteilige Betrag am Grundkapital 10 % 

des bei Wirksamwerden dieser Ermächtigung und bei der Beschlussfassung über 
die Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und 
der Ausgabepreis den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Auf den Betrag 
von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, 
die aufgrund einer entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden. Im Sinne dieser Ermäch-
tigung entspricht der „Ausgabepreis“ bei Übernahme der neuen Aktien durch ei-
nen Emissionsmittler und einer Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen 
Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb 
anzubieten, dem Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist, im Übrigen 
entspricht der Ausgabepreis dem Ausgabebetrag.  

 
Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, wenn der Er-
werb des Gegenstands der Sachleistung im überwiegenden Interesse der Gesellschaft 
liegt und der Wert der Sachleistung den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet.  

 
Ferner wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 
Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

 
 

§ 5 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus zwei oder mehr Personen. Die Anzahl der 

Vorstandsmitglieder bestimmt der Aufsichtsrat. Die Bestellung stellvertretender Vor-
standsmitglieder ist zulässig. 

 
(2) Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich oder 

durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Auf-
sichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern das Recht zur Alleinvertretung einräu-
men und sie von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien, soweit sie zugleich als 
Vertreter für Dritte handeln. 
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§ 6 
Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 
 
(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden nicht für längere Zeit als bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung bestellt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 
dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 
wird nicht mitgerechnet. 

 
(3)  Scheidet ein von der Hauptversammlung gewähltes Mitglied vor Ablauf seiner Amtspe-

riode aus dem Aufsichtsrat aus, so soll für dieses in der nächsten Hauptversammlung 
eine Neuwahl vorgenommen werden. Die Amtsdauer des neu gewählten Mitglieds gilt 
für den Rest der Amtsdauer des Ausgeschiedenen. 

 
(4) Die Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder Er-

satzmitglieder bestellen, die nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge Mit-
glieder des Aufsichtsrats werden, wenn Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner vor Ab-
lauf ihrer Amtszeit wegfallen. 

 
(5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch eine an den Vorstand zu richtende 

Erklärung jederzeit niederlegen. 
 
(6) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 

Scheiden im Laufe einer Wahlperiode der Vorsitzende oder der Stellvertreter aus ihrem 
Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für den Ausgeschiedenen 
vorzunehmen. 

 
(7) Die Gesellschaft schließt zugunsten der Mitglieder des Aufsichtsrats eine Vermögens-

schadenhaftpflichtversicherung zur Absicherung gegen Haftungsschäden aus der Tä-
tigkeit als Aufsichtsrat ab. Die Vergütung versteht sich zuzüglich einer etwa anfallenden 
Umsatzsteuer. 

 
(8) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine Ver-

gütung, die aus einem festen und einem variablen Vergütungsbestandteil besteht. Die 
feste Vergütung beträgt € 20.000,00. Die feste Vergütung erhöht sich um € 5.000,00, 
wenn der Börsenpreis der Gesellschaft in dem betreffenden Geschäftsjahr um mindes-
tens 20 % gestiegen ist. Die für den Vergleich maßgeblichen Börsenpreise werden er-
mittelt aus dem Mittelwert der Schlusskurse für die Aktie im Xetra-Handelssystem (oder 
einem an die Stelle des Xetra-Handelssystems getretenen funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der ersten fünf Börsen-
tage eines Geschäftsjahres sowie während der ersten fünf Börsentage des Folgege-
schäftsjahres. Aufsichtsratsmitglieder, die nicht während des gesamten Geschäftsjah-
res im Amt waren, erhalten eine anteilige Vergütung. Die von einem Aufsichtsratsmit-
glied in Rechnung gestellte oder in einer die Rechnung ersetzenden Gutschrift ausge-
wiesene Umsatzsteuer wird in jeweiliger gesetzlicher Höhe zusätzlich gezahlt.  

 
 



- 4 - 

§ 7 
Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats 

 
(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist 

von 14 Tagen schriftlich einberufen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist 
abkürzen. Weiterhin können Sitzungen mündlich, fernmündlich, mittels Telefax oder 
elektronischer Medien einberufen werden. 

 
(2) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der 

Sitzungsvorsitzende bestimmt die Art der Abstimmung. Bei schriftlicher, telegrafischer, 
telefonischer oder Beschlussfassung durch Telefax oder durch elektronische Medien 
gelten diese Bestimmungen entsprechend. 

 
(3) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Sit-

zungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die bei schriftlicher, telegrafischer, telefoni-
scher Stimmabgabe oder mittels Telefax oder elektronischer Medien gefassten Be-
schlüsse anzufertigende Niederschrift hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats zu unter-
zeichnen. 

 
(4) Sind Aufsichtsratsmitglieder an der Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats oder sei-

ner Ausschüsse verhindert, können Personen, die dem Aufsichtsrat nicht angehören, 
aufgrund schriftlicher Vollmacht des verhinderten Aufsichtsratsmitglieds an den Sitzun-
gen des Aufsichtsrats oder seiner Ausschüsse teilnehmen. 

 
 

§ 8 
Ort und Einberufung der Hauptversammlung 

 
(1) Die Hauptversammlungen der Gesellschaft finden am Gesellschaftssitz, einem deut-

schen Börsenplatz oder in einer deutschen Großstadt mit mehr als 250.000 Einwohnern 
statt. 

 
(2) Für die Einberufung der Hauptversammlung und die Berechnung der Einberufungsfrist 

gelten die gesetzlichen Vorschriften. 
 
(3) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung ange-
meldet und der Gesellschaft ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen haben. Die Anmeldung und der 
Nachweis müssen der Gesellschaft unter der in der Einladung hierfür mitgeteilten Ad-
resse vor Ablauf der gesetzlich bestimmten Frist vor der Hauptversammlung zugehen. 
In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende 
Frist für den Zugang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes nach Satz 
2 vorgesehen werden. Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung oder zur Ausübung des Stimmrechts reicht ein durch den Letztintermediär 
gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausgestellter Nachweis des Anteilsbesitzes aus. Der Nach-
weis hat sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung 
zu beziehen. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversamm-
lung oder für die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis er-
bracht hat. 
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(4) Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Nach-

weises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Wird dieser Nachweis nicht 
oder nicht in gehöriger Form erbracht, kann die Gesellschaft den Aktionär zurückweisen. 

 
(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung 

auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und 
sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kom-
munikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, 
Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung 
nach Satz 1 zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung be-
kannt gemacht. Jedoch sind Aktionäre, die gemäß Satz 1 an der Hauptversammlung 
teilnehmen, nicht berechtigt, gegen die Beschlüsse der Hauptversammlung Wider-
spruch einzulegen und/oder diese anzufechten. 

 
(6) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an 

der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation 
abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Ver-
fahren zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 
gemacht. 

 
 

§ 9 
Ablauf der Hauptversammlung 

 
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, falls 

er den Vorsitz nicht übernimmt, sein Stellvertreter. Wenn auch der Stellvertreter den 
Vorsitz nicht übernimmt, wird der Versammlungsleiter durch Beschluss des Aufsichts-
rats oder, falls auch ein solcher nicht vorliegt, durch Beschluss der in der Hauptver-
sammlung anwesenden Aufsichtsratsmitglieder mit einfacher Mehrheit der Stimmen ge-
wählt. Wählbar sind sowohl Mitglieder des Aufsichtsrats als auch Dritte. 

 
(2) Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankündigung in der Tagesordnung abwei-

chende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen. Er bestimmt ferner die 
Art und Form der Abstimmung. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der 
Aktionäre zeitlich angemessen beschränken; er kann insbesondere den zeitlichen Rah-
men des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungs-
punkten sowie der einzelnen Frage- und Redebeiträge angemessen festsetzen. 

 
(3) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende Vorschriften 

des Aktiengesetzes etwas Abweichendes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst. Soweit das Aktiengesetz außerdem zur Beschlussfassung 
eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, ge-
nügt, soweit dies gesetzlich zulässig ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Kapitals. 

 
(4) Jede Aktie gewährt in den Hauptversammlungen eine Stimme. Die Aktionäre können 

sich in der Hauptversammlung und bei der Ausübung des Stimmrechts durch einen Be-
vollmächtigten vertreten lassen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nach-
weis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b 
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BGB). In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine Erleichterung für die Form-
wahrung bestimmt werden. § 135 AktG bleibt unberührt. Bevollmächtigt der Aktionär 
mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen, nicht 
jedoch alle Bevollmächtigten zurückweisen. 

 
(5) Wenn dies in der Einberufung zur Hauptversammlung angekündigt ist, kann der Ver-

sammlungsleiter die Bild- und/oder Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von 
ihm näher zu bestimmenden Weise zulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form 
erfolgen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. 

 
(6) Den Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter die 

Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Ton- und Bildübertragung in den 
Fällen ausnahmsweise gestattet, wenn sie aufgrund dringender terminlicher Gründe 
oder aufgrund von Krankheit an der Anreise zu dieser Hauptversammlung gehindert 
sind. 

 
§ 10 

Jahresabschluss 
 
(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Die alljährlich innerhalb der gesetzlichen Frist von acht Monaten zur Entgegennahme 

des festgestellten Jahresabschlusses und erforderlichenfalls des Lageberichts oder zur 
Feststellung des Jahresabschlusses sowie zur Beschlussfassung über die Ergebnisver-
wendung stattfindende Hauptversammlung beschließt auch über die Entlastung des 
Vorstands und des Aufsichtsrats und soweit gesetzlich erforderlich über die Wahl der 
Abschlussprüfer (ordentliche Hauptversammlung). Über die Verwendung des Bilanzer-
gebnisses entscheidet die Hauptversammlung. 

 
(3) Vorstand und Aufsichtsrat sind befugt, über die Hälfte des Jahresüberschusses hinaus 

weitere Beträge bis zu einem Viertel des Jahresüberschusses in andere Gewinnrückla-
gen einzustellen, solange die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals 
nicht übersteigen oder soweit sie nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals nicht 
übersteigen würden. 

 
 

§ 11 
Auflösung der Gesellschaft 

 
Der Beschluss über die Auflösung der Gesellschaft bedarf einer Mehrheit von 3/4 des bei 
der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 
 
 

§ 12 
Ermächtigung des Aufsichtsrats zu Satzungsänderungen 

 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Abänderungen und Ergänzungen der Satzung, die nur die 
Fassung betreffen, zu beschließen. 
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§ 13 
Gewinnverwendung 

 
(1) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestell-

ten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 
 
(2)  Der Vorstand ist nach Maßgabe von § 59 AktG zu Abschlagszahlungen auf den Bilanz-

gewinn ermächtigt.  
 
 

§ 14 
Gründungsaufwand 

 
Die Kosten der Gründung trägt die Gesellschaft bis zur Höhe von Euro 1.800,00. 
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Nr.  208   der Urkundenrolle für 2021 
 

 
Ich bescheinige gemäß § 181 AktG, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung der  

 
Syzygy AG 

mit Sitz in Bad Homburg 
 
mit den Änderungen der ordentlichen Hauptversammlung vom 28. Mai 2021 und die un-
veränderten Bestimmungen mit dem zuletzt dem Handelsregister eingereichten vollstän-
digen Wortlaut der Satzung übereinstimmen. 
 
Bad Homburg v. d. Höhe, den 01. Juni 2021 
 
 
 
Hartmann 
Notar 
 


